Stand: 11/2022


	§ 13a AktO mit Listen 6, 8 und 22, Muster 29 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 13a Familiensachen
	§ 27 Familiensachen vor den Amtsgerichten

	(1) 1Familiensachen, d. h.
-	Ehesachen (§§ 121 ff. FamFG),
-	Kindschaftssachen (§§ 151 ff. FamFG),
-	Abstammungssachen (§§ 169 ff. FamFG),
-	Adoptionssachen (§§ 186 ff. FamFG) sowie Verfahren nach dem Adoptionswirkungsgesetz,
-	Ehewohnungs- und Haushaltssachen (§§ 200 ff. FamFG),
-	Gewaltschutzsachen (§§ 210 ff. FamFG),
-	Versorgungsausgleichssachen (§§ 217 ff. FamFG),
-	Unterhaltssachen (§§ 231 ff. FamFG),
-	Güterrechtssachen (§§ 261 ff. FamFG),
-	sonstige Familiensachen (§§ 266 ff. FamFG) und
-	Lebenspartnerschaftssachen (§§ 269 ff. FamFG)
einschließlich der diesen Verfahren vorausgehenden Anträge auf Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe (§§ 76, 113 FamFG), eingehende Ersuchen um grenzüberschreitende Verfahrenskostenhilfe (§ 1078 ZPO) sowie weitere Einzelangelegenheiten, die in die Zuständigkeit des Familiengerichts gehören, werden unter den Registerzeichen F, FH erfasst (Liste 22).
	§ 27 (1) 1Familiensachen sind mit Ausnahme der Anträge auf
1.	selbstständige Beweisverfahren nach § 113 Absatz 1 Satz 2 FamFG in Verbindung mit §§ 485 bis 494a ZPO,
2.	Vollstreckungsverfahren nach §§ 88 bis 94 FamFG, wenn das Ausgangsverfahren bei einem anderen Familiengericht anhängig gewesen ist.
unter dem Registerzeichen „F“ zu registrieren. 2Die Anträge nach Satz 1 Nummer 1 und 2 sind unter dem Registerzeichen „FH“ zu registrieren.






§ 16 1Ein selbstständiger Antrag auf Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ist unter dem Registerzeichen zu registrieren, unter dem das spätere Verfahren zu registrieren wäre. 2Geht das betreffende Verfahren gleichzeitig oder später ein, ist es nicht zusätzlich zu registrieren. 3Satz 1 und 2 gelten auch für ein selbstständiges Ersuchen um grenzüberschreitende Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe.

	2Verfahren der einstweiligen Anordnung sind selbständige Verfahren (§ 51 Abs. 3 Satz 1 FamFG).
	§ 27 (2) 1Hauptsacheverfahren und Verfahren der einstweiligen Anordnung sind jeweils gesondert zu registrieren.

	(2) 1Für Folgesachen (§ 137 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 FamFG) sind – ausgenommen anders lautende Anordnung der Richterin oder des Richters – grundsätzlich Sonderhefte zu führen, die bei der zugehörigen Akte über die Familiensache aufzubewahren sind.
	§ 27 (3) 1Folgesachen nach § 137 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 FamFG werden nicht gesondert registriert. 
2Für sie sind Hefte nach § 4 Absatz 1 anzulegen. 

	2Auf dem Aktenumschlag ist auf das Sonderheft hinzuweisen.
	§ 4 (1) 4Das Anlegen von Heften ist auf dem Aktenumschlag zu vermerken.

	3Zur Kennzeichnung dieser Sonderhefte wird dem Aktenzeichen der Familiensache ein auf die jeweilige Folgesache bezogener Zusatz, der von dem Aktenzeichen in geeigneter Weise (z.B. durch einen Punkt) getrennt ist, beigefügt, und zwar
-	für den Versorgungsausgleich	VA
-	für den Unterhalt des Kindes	UK
-	für den Unterhalt des Ehegatten	UE
-	für die Regelung der Rechtsverhältnisse an der Ehewohnung und am Hausrat	WH
-	für Ansprüche aus dem ehelichen Güterrecht	GÜ
-	für Verfahren nach den §§ 1382 und 1383 BGB	ZA
-	für die Regelung der elterlichen Sorge	SO
-	für die Regelung des Umgangs mit dem Kind	UG
-	für die Herausgabe des Kindes	HK
	§ 27 (3) 3Dem Aktenzeichen wird auf dem Umschlag des Hefts folgender Zusatz nachgestellt:

1.	Versorgungsausgleichssachen	VA,
2.	Unterhaltssachen - Kind	UK,
3.	Unterhaltssachen - Ehegatten oder Lebenspartner	UE,
4.	Wohnungs- und Haushaltssachen	WH,
5.	Güterrechtssachen	GÜ,

6.	Kindschaftssachen - elterlichen Sorge	SO,
7.	Kindschaftssachen - Umgang	UG,
8.	Kindschaftssachen - Herausgabe Kind	HK.
4Dieser Zusatz kann in der Folgesache wie ein Aktenzeichenzusatz verwendet werden. 

	4Folgesachen nach § 137 Abs. 3 FamFG sowie Folgesachen in den Fällen des Art. 111 Abs. 4 Satz 2 des FGG-Reformgesetzes werden nach Abtrennung als selbständige Verfahren fortgeführt und neu erfasst.
	§ 27 (3) 5Nach Abtrennung werden nur Folgesachen nach § 137 Absatz 3 FamFG als selbstständige Verfahren registriert.

	5Für Zwangs- und Ordnungsmittelverfahren können auf Anordnung der Richterin bzw. des Richters ebenfalls Sonderhefte geführt werden, 
diese erhalten folgenden Zusatz
-	für Zwangsmittelverfahren nach § 35 FamFG	ZV
-	für Vollstreckungsverfahren nach §§ 89 ff. FamFG	OV.
	§ 27 (6) 1Für Zwangsmittel nach § 35 FamFG und Ordnungsmittel nach § 89 FamFG sind Hefte nach § 4 Absatz 1 anzulegen. 2Dem Aktenzeichen wird auf dem Umschlag des Hefts folgender Zusatz nachgestellt:
1.	Zwangsmittel	ZV,
2.	Ordnungsmittel	OV.
3Dieser Zusatz kann für das Zwangs- und Ordnungsmitteln wie ein Aktenzeichenzusatz verwendet werden

	6War oder ist das Gericht mit der Familiensache befasst, sind ohne Neuerfassung zu den Verfahrensakten (zum Sonderheft) zu nehmen
-	Anträge auf Kostenfestsetzung,
-	Anträge auf Erteilung der Vollstreckungsklausel,
-	Anträge nach § 46 FamFG,
-	Anträge in Verfahren nach Abschnitt 8 des Buches 1 des FamFG sowie nach § 120 FamFG, soweit nicht das Vollstreckungsgericht zuständig ist,
-	Rechtsbehelfe nach § 11 RPflG,
-	Unterlagen betreffend Zwangsmittelverfahren nach § 35 FamFG,
-	Anträge auf Bewilligung, Verlängerung oder Verkürzung einer Räumungsfrist.
	§ 2 (1) 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gericht oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend
1.	Prozess- und Verfahrenskostenhilfe sowie Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens,
2.	Zwangs- und Ordnungsmittel,
3.	Berichtigung und Ergänzung,
4.	Aufhebung und Abänderung,
5.	Rechtsbehelfe,
6.	Rügen,
7.	Straf- und Zwangsvollstreckung,
8.	Fortführung nach Aussetzung, Nichtbetrieb, Ruhen oder Unterbrechung,
9.	Fortführung nach Zurückverweisung, wenn derselbe Spruchkörper tätig wird,
10.	Kosten- und Vergütungsfestsetzung,
11.	Rechtskraftzeugnisse und Vollstreckungsklauseln,
12.	Kostenansatz und Mitteilungen,
13.	Ablehnung von Gerichtspersonen.
4Abänderungsklagen nach §§ 323, 323a ZPO, Abänderungsanträge nach §§ 225 bis 227 und §§ 238 bis 240 FamFG, Restitutions- und Nichtigkeitsklagen nach § 578 ZPO und Wiederaufnahmeanträge nach § 48 Absatz 2, §§ 118, 185 FamFG erhalten ein neues Aktenzeichen. 5Wird ein Verfahren innerhalb des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft abgegeben oder wird nach Zurückverweisung ein anderer Spruchkörper tätig, kann ein neues Aktenzeichen vergeben werden.

	(2a) 1Der Antrag der Eltern auf Erteilung einer familiengerichtlichen Genehmigung für ein Rechtsgeschäft oder eine Erbausschlagung nach § 1643 BGB in Verbindung mit §§ 1821, 1822 Nummern 1, 3, 5, 8 bis 11 BGB ist als F-Sache zu registrieren.
	§ 27 (4) 1Alle Vormundschafts-, Pflegschafts- und Unterbringungssachen sowie Anträge auf familiengerichtliche Genehmigungen, die dieselbe Person betreffen, bilden einen Geschäftsvorgang nach § 2 Absatz 1 Satz 1. 
2Abweichend von Satz 1 kann bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung neu registriert werden:
1.	eine Vormundschaft, wenn der Rechtspfleger erstmals mit ihr befasst wird,
2.	eine Vormundschaft, wenn eine Pflegschaft oder andere familiengerichtliche Angelegenheit vorausgegangen ist, 
3.	eine Pflegschaft, die in einer bereits anhängigen Vormundschaft oder Pflegschaft oder als weitere selbstständige Pflegschaft neben einer schon bestehenden angeordnet wird, 
4.	Anträge auf familiengerichtliche Genehmigung in einer anhängigen Vormundschafts- oder Pflegschaftssache, 
5.	Anträge auf Genehmigung einer freiheitsentziehenden Unterbringung oder einer freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1795 Absatz 1 Satz 3, § 1813 Absatz 1 in Verbindung mit § 1631b BGB,
6.	Anordnung oder Genehmigung einer freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1631b Absatz 2 BGB oder nach den Landesgesetzen über die Unterbringung psychisch Kranker in einer anhängigen Unterbringungssache. 

	2Gleiches gilt für jeden Antrag, für eine von einem Vormund oder Pfleger vorgenommene Handlung eine familiengerichtliche Genehmigung zu erteilen.
	

	3In den Fällen, in denen bei dem Gericht ein Vormundschafts- oder Pflegschaftsverfahren läuft, zu dem die Schriftstücke über die familiengerichtliche Genehmigung genommen werden können, kann an Stelle einer Neuerfassung die Zählung der Genehmigungsverfahren abweichend vorgenommen werden. 
	

	4Die entstehenden Schriftstücke sind zu den laufenden Vormundschafts- oder 
Pflegschaftsakten zu nehmen.
	3Trotz Neuregistrierung nach Satz 2 kann auf das Anlegen von weiteren Papierakten für dieselbe Person verzichtet werden.

	(3) Unter FH sind die zur Zuständigkeit des Familiengerichts gehörenden Anträge außerhalb eines gerichtlichen Verfahrens zu erfassen, hierzu gehören
-	Verfahren zur Festsetzung von Unterhalt nach den §§ 249 bis 254 FamFG,
-	Anträge auf Vollstreckbarerklärung einer Entscheidung über die elterliche Verantwortung nach Art. 28 VO (EG) Nr. 2201/2003,
-	Vollstreckung einer Entscheidung über das Umgangsrecht nach Art. 41 VO (EG) Nr. 2201/2003,
-	Vollstreckung einer Entscheidung auf Rückgabe des Kindes nach Art. 42 VO (EG) Nr. 2201/2003,
-	Bescheinigung nach Art. 41 und 42 VO (EG) Nr. 2201/2003,
-	Anträge auf Bestätigung inländischer Titel als Vollstreckungstitel (§ 1079 ZPO),
-	Anträge auf selbstständige Beweisverfahren,
-	Anträge auf Einstellung der Zwangsvollstreckung außerhalb einer anhängigen Sache, sofern sie an das Familiengericht gerichtet sind,
-	Zwangsmittelverfahren nach § 35 FamFG,
-	Vollstreckungsverfahren nach §§ 89 ff. FamFG,
-	die Niederlegung von Anwaltsvergleichen,
-	Vorgänge, die eine Fürsorge des Familiengerichts für ein unter elterliche Sorge stehendes Kind betreffen und weder zu einer anhängigen Pflegschaft gehören noch zu ihrer Einleitung Anlass geben.
	§ 27 (1) 1Familiensachen sind mit Ausnahme der Anträge auf
1.	selbstständige Beweisverfahren nach § 113 Absatz 1 Satz 2 FamFG in Verbindung mit §§ 485 bis 494a ZPO,
2.	Vollstreckungsverfahren nach §§ 88 bis 94 FamFG, wenn das Ausgangsverfahren bei einem anderen Familiengericht anhängig gewesen ist,
unter dem Registerzeichen „F“ zu registrieren. 
2Die Anträge nach Satz 1 Nummer 1 und 2 sind unter dem Registerzeichen „FH“ zu registrieren. 

	(4) 1Anzeigen und Mitteilungen an das Familiengericht, die zu Maßnahmen keinen Anlass geben, sind alphabetisch (ein- oder mehrjährig geordnet) in Sammelmappen abzulegen bzw. auf Anordnung der Behördenleitung nach Erfassung der Personendaten zu Sammelakten zu bringen.
	§ 3 (1) 2Nur soweit in dieser Aktenordnung oder einer Rechtsvorschrift bestimmt, können auch Dokumente unterschiedlicher Angelegenheiten in einer Akte gesammelt werden (Sammelakte).

	2Wird später ein Verfahren eingeleitet, sind die Vorgänge zu den Akten dieses Verfahrens zu nehmen.
	

	(5) 1Einwendungen, die die Zulässigkeit der von einem Jugendamt (§ 59 Abs. 1 SGB VIII) erteilten Vollstreckungsklausel betreffen, und Anträge auf Erteilung einer weiteren vollstreckbaren Ausfertigung einer gemäß § 59 SGB VIII aufgenommenen Urkunde sind aus den bei dem Familiengericht geführten Akten zu bearbeiten (§ 60 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 SGB VIII).
	§ 37 (1) Als sonstige Handlungen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind zu registrieren:
2.	unter dem Registerzeichen „II“
sonstige Verfahren sowie Handlungen und Entscheidungen außerhalb eines anhängigen Verfahrens, insbesondere …
r)	Einwendungen nach § 60 Satz 3 Nummer 2 SGB VIII, die die Zulässigkeit einer von einem Jugendamt erteilten Klausel oder vorgenommenen Bezifferung eines dynamisierten Titels betreffen, …

	2Ist das für das Jugendamt zuständige Amtsgericht nicht zugleich das Familiengericht, sind die Einwendungen und Anträge nach Satz 1 entsprechend § 25 Abs. 5 Satz 3 zu c) in Sammelakten zu bearbeiten.
	Keine Familiensache

	(6) Die Termine zur mündlichen Verhandlung oder Erörterung und zur Anhörung in Verfahren vor dem Familiengericht werden nach Maßgabe des Musters 29 erfasst.
	§ 6 (4) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen.

	(7) 1Um das Auffinden der Verfahrensdaten zu ermöglichen, ist der berechtigungsgesteuerte Zugriff auf die erfassten Personendaten der Verfahrensbeteiligten sicherzustellen.
	§ 2 (3) 1Die Verfahren werden durch die von der zuständigen obersten Landesbehörde zugelassenen Programme registriert. 2Diese Programme gewährleisten die Nutzung der nach den nachfolgenden Bestimmungen zu registrierenden Daten zur Akten- und Verfahrensführung. 3Diese Daten sind auf dem aktuellen Stand zu halten.

	2Betrifft das Verfahren ein Kind, ist zusätzlich auch dessen Name zu erfassen.
	

	(8) 1Adoptionsvorgänge werden nicht zu den Vormundschafts- oder Pflegschaftsakten genommen.
	§ 27 (7) 1Dokumente einer Adoptionssache sind wegen der besonderen Geheimhaltungspflicht nicht zu Vormundschafts- oder Pflegschaftakten zu nehmen. 
2Anträge auf Aufhebung eines Annahmeverhältnisses sind neu zu registrieren.

	2Eine nach § 1751 Abs. 1 BGB kraft Gesetzes eintretende Vormundschaft ist, auch wenn dasselbe Gericht zuständig ist, neu zu erfassen.
	

	3Vorgänge über Adoptionen unterliegen einer besonderen Geheimhaltungspflicht.
	

	4Es ist daher sicherzustellen, dass Ersuchen um Übersendung von Akten, um Gewährung von Einsicht in die Akten sowie um Erteilung von Auskünften oder Abschriften aus den Akten ebenso wie Ersuchen um Gewährung von Einsicht oder Erteilung von Auskünften zu den erfassten Personen- und Verfahrensdaten der Familienrichterin oder dem Familienrichter vorgelegt werden.
	Geschäftsordnungsvorschriften

	(9) Verfahren auf Genehmigung zur Unterbringung unter Vormundschaft stehender Personen (§ 1800 BGB i. V. m. § 1631b BGB) sind neu zu erfassen.
	§ 27 (4) 1Alle Vormundschafts-, Pflegschafts- und Unterbringungssachen sowie Anträge auf familiengerichtliche Genehmigungen, die dieselbe Person betreffen, bilden einen Geschäftsvorgang nach § 2 Absatz 1 Satz 1.

	(10) 1Sachen, in denen eine Unterbringungsmaßnahme nach § 151 Nr. 6 FamFG genehmigt worden ist oder eine Unterbringung nach § 151 Nummer 7 FamFG angeordnet wurde, sind bei den nach Liste 22 erfassten Daten als Unterbringungsmaßnahme unter Angabe der §§ 151 Nr. 6 oder 151 Nr. 7 FamFG kenntlich zu machen.
	§ 27 (8) 1Akten, in denen eine freiheitsentziehende Unterbringung oder eine freiheitsentziehende Maßnahme genehmigt oder angeordnet worden ist, sind auf ihrem Umschlag besonders zu kennzeichnen. 2Der jeweils nächste Prüfungstermin ist an deutlich sichtbarer Stelle zu vermerken. 3§ 3 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 4Die Fristen sind gesondert nach § 6 Absatz 3 zu vermerken.

	2Das Gleiche gilt für eine vom Familiengericht gemäß § 1631b BGB in Verbindung mit § 1846 BGB angeordnete Unterbringung.
	

	3Die betreffenden Akten sind besonders zu kennzeichnen.
	

	(11) 1Die verfügten Fristen zur Überwachung der Dauer und der Überprüfung der Unterbringung und Unterbringungsmaßnahme sind nach Maßgabe der Liste 2 oder in einem besonderen Geschäftskalender zu erfassen und dort besonders zu kennzeichnen oder in anderer geeigneter Weise zu kontrollieren. 
	

	2Ist der Zeitraum, für den die Unterbringung und Unterbringungsmaßnahme genehmigt ist, abgelaufen, und kein Antrag gestellt worden oder wird die bzw. der Untergebrachte entlassen, sind die Akten der Richterin oder dem Richter vorzulegen.
	Geschäftsordnungsvorschriften

	(12) 1Vormundschaften und Pflegschaften sind, wenn die Rechtspflegerin oder der Rechtspfleger erstmals mit der Angelegenheit befasst wird, als selbständige Verfahren in einer Bestandsliste nach Maßgabe der Liste 6 zu registrieren.
	§ 27 (4) 1Alle Vormundschafts-, Pflegschafts- und Unterbringungssachen sowie Anträge auf familiengerichtliche Genehmigungen, die dieselbe Person betreffen, bilden einen Geschäftsvorgang nach § 2 Absatz 1 Satz 1. 
2Abweichend von Satz 1 kann bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung neu registriert werden:
1.	eine Vormundschaft, wenn der Rechtspfleger erstmals mit ihr befasst wird,
2.	eine Vormundschaft, wenn eine Pflegschaft oder andere familiengerichtliche Angelegenheit vorausgegangen ist, 
3.	eine Pflegschaft, die in einer bereits anhängigen Vormundschaft oder Pflegschaft oder als weitere selbstständige Pflegschaft neben einer schon bestehenden angeordnet wird, 
4.	Anträge auf familiengerichtliche Genehmigung in einer anhängigen Vormundschafts- oder Pflegschaftssache, 
5.	Anträge auf Genehmigung einer freiheitsentziehenden Unterbringung oder einer freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1795 Absatz 1 Satz 3, § 1813 Absatz 1 in Verbindung mit § 1631b BGB,
6.	Anordnung oder Genehmigung einer freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1631b Absatz 2 BGB oder nach den Landesgesetzen über die Unterbringung psychisch Kranker in einer anhängigen Unterbringungssache. 

	2Die Führung der Bestandsliste kann unterbleiben, soweit die statistische Auswertung durch das eingesetzte DV-Verfahren sichergestellt ist und die Informationen zu Nrn. 3 und 5 der Liste 6 im DV-Verfahren festgehalten werden.
	Statistik

	3Den Akten über Vormundschaften und Pflegschaften ist, wenn Vermögen zu verwalten ist, nach Eingang des Vermögensverzeichnisses eine Nachweisung vorzuheften (Liste 8). 
	§ 27 (5) 1Ist Vermögen zu verwalten, ist den Papierakten jeweils nach Eingang eines Vermögensverzeichnisses eine Nachweisung vorzuheften. 

	4Die Präsidentin bzw. der Präsident des Oberlandesgerichts kann Anordnungen über eine weitere Ausgestaltung der Nachweisung (Hinweise auf Schlussrechnung, Verpflichtung, Sicherheitsleistung o. ä.) sowie darüber erlassen, wem die Ausfüllung obliegt.
	Geschäftsordnungsvorschriften

	5Die Behördenleitung kann anordnen, dass Fristen für Rechnungslegungen und Vermögensübersichten besonders überwacht werden.
	Geschäftsordnungsvorschriften

	(13) 1Auf Anordnung der Rechtspflegerin bzw. des Rechtspflegers können Sonderhefte für Schriftstücke, die Vergütungen, Aufwendungsersatz, Aufwandsentschädigungen und Rechnungslegung betreffen, gebildet werden, die bei den zugehörigen Akten aufzubewahren sind.
	§ 4 (1) 1Eine Akte besteht aus einer Hauptakte und bei Bedarf aus zusätzlichen Heften. 2Hefte können zum Beispiel für Dokumente über die Kostenbehandlung oder die Zustellung angelegt werden. 3Die Seiten oder Blätter eines Heftes sind neu beginnend zu nummerieren. 
4Das Anlegen von Heften ist auf dem Aktenumschlag zu vermerken.

	2Auf dem Aktenumschlag bzw. dem Aktenvorblatt ist auf die Sonderhefte zu verweisen.
	

	(14) 1Die von den Vormündern, Pflegerinnen und Pflegern eingereichten Nachweise über besondere Kenntnisse im Sinne des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes können vorbehaltlich ihrer Zustimmung in Sammelakten geführt werden.
	§ 27 (9) 1Nachweise über
1.	besondere Kenntnisse im Sinne des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes, sofern der Vormund oder Pfleger der Wiederverwendung der Nachweise für die Vergütungsfestsetzung zustimmt,
2.	die Eignung nach § 158a FamFG, sofern der Verfahrensbeistand der Wiederverwendung in anderen Verfahren zustimmt,
können in Sammelakten geführt werden.

	2In der Zustimmung müssen die Vormünder, Pflegerinnen und Pfleger erklären, dass sie mit der Wiederverwendung der Nachweise für Zwecke der Vergütungsfestsetzung einverstanden sind.
	

	3Die Sammelakten sind verschlossen aufzubewahren.
	§ 27 (9) 2Die Sammelakten sind ohne Einsichtsmöglichkeit für Dritte zu führen.

	
	

	Liste 6 (§ 13a Abs. 12)
	Statistik

	Bestandsliste der Vormundschaften und Pflegschaften
	

	Zu erfassen sind:
	

	1.	Aktenzeichen
	

	2.	Familienname, Vorname und Wohnort der Beteiligten
	

	3.	Geburtsdatum der Mündel, Pfleglinge, unter elterlicher Sorge stehenden Kinder
	

	4.	Gegenstand der Angelegenheit
a)	Vormundschaft
b)	Pflegschaft
	

	5.	a)	mit Rechnungslegung
b)	Sonstige
	

	6.	Bemerkungen
	

	7.	Jahr der Aktenweglegung
	

	Erläuterungen
	

	1.	Die Erfassung erfolgt nach Anordnung der Behördenleitung jahrgangsweise oder fortlaufend.
	

	2.	1Geht eine Pflegschaft in eine Vormundschaft über oder umgekehrt, ist die Sache neu zu erfassen.
	

	2Das neue Aktenzeichen ist (z.B. bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben) zu erfassen.
	

	3Die Akten werden unter dem neuen Aktenzeichen geführt.
	

	4Geht eine Vormundschaft-, Pflegschaft oder andere familiengerichtliche Angelegenheit in eine Betreuung über, so ist nach Erfassung der Sache als Betreuungssache nach Maßgabe der Liste 7b das Aktenzeichen des Betreuungsverfahrens bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben zu erfassen.
	

	3.	1Pflegschaften, die in bereits anhängigen Vormundschaften oder Pflegschaften oder als weitere selbständige Pflegschaft neben einer schon bestehenden angeordnet werden, sind nicht neu zu erfassen.
	

	2Abwesenheitspflegschaften, die vom Nachlassgericht für ein Auseinandersetzungsverfahren angeordnet werden, sind neu zu erfassen.
	

	4.	1Vormundschaften und Pflegschaften, die mehrere Geschwister gemeinsam betreffen, sind nur einmal zu erfassen. 
	

	2Vormundschaften und Pflegschaften mehrerer Halb- bzw. Stiefgeschwister sind dagegen gesondert zu erfassen.
	

	5.	Bei der Beendigung der Vormundschaft oder Pflegschaft ist der Name der bzw. des Betroffenen besonders zu kennzeichnen.
	

	Liste 8 (§ 28 Abs. 7, § 29 Abs. 7)
	

	Nachweisung
	

	Zu erfassen sind:
	§ 27 (5) 2In der Nachweisung sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Geschäftsnummer
	1.	Aktenzeichen,

	2.	Name, Vorname, ggf. Geburtsdatum 
der bzw. des Betreuten/des Mündels/der Erblasserin bzw. des Erblassers
	2.	Vor- und Familienname des Kindes, gegebenenfalls mit Geburtsdatum,

	3.	grundlegendes Vermögensverzeichnis (unter Angabe der Blattzahl)
	3.	Blattzahl des grundlegenden Vermögensverzeichnisses,

	4.	weitere (ergänzende) Verzeichnisse (unter Angabe der Blattzahl)
	4.	Blattzahl weiterer oder ergänzender Verzeichnisse,

	5.	Rechnungsjahr vom ………… bis ………… (unter Angabe der Blattzahl)
	5.	Zeitraum des Rechnungsjahres und Blattzahl der Festlegung,

	6.	Rechnungslegungen
a)	Rechnungsjahr
b)	Datum der Prüfung (unter Angabe der Blattzahl)
	6.	Rechnungslegungen,
a)	Rechnungsjahr und
b)	Datum und Blattzahl der Prüfung

	7.	Bemerkungen
	7.	Bemerkungen
3Bei elektronischen Akten ist sicherzustellen, dass diese Angaben auf andere Weise deutlich erkennbar sind.

	
	

	Liste 22 (§ 13a Abs. 1)
	

	Sachen des Familiengerichts (F, FH)
	

	Zu erfassen sind:
	§ 27 (10) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Aktenzeichen
	1.	Aktenzeichen,

	2.	Tag des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs,

	

3.	Name der Antragstellerin bzw. des Antragstellers
	3.	Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum, oder Bezeichnung der Beteiligten sowie deren Anschrift: 
a)	Antragsteller,
b)	Antragsgegner oder Betroffener,
c)	weiterer Beteiligter,

	4.	Name der Antragsgegnerin/Betroffenen bzw. des Antragsgegners/Betroffenen
	

	
	4.	In Vormundschafts- oder Pflegschaftssachen: Pflicht zur Rechnungslegung,

	5.	Verfahrensgegenstand
	

	
	5.	Datum und Art der Erledigung,

	6.	Jahr der Weglegung
	6.	Jahr des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	7.	Tag des Eingangs der Fortsetzungsschrift
	

	8.	Bemerkungen
	7.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1.	1Der Scheidungsantrag eines Ehegatten ist ohne Registrierung zu den Akten zu nehmen, wenn bereits ein Scheidungsantrag des anderen Ehegatten anhängig ist.
	§ 2 (1) 2Ein verfahrenseinleitendes Dokument ist bei Eingang auch dann nur einmal zu registrieren, wenn es mehrere Gegenstände oder Anträge umfasst.

	2Ein solcher Scheidungsantrag ist jedoch zu erfassen, wenn er am selben Tag bei dem Gericht eingegangen ist, wie der bereits anhängige Scheidungsantrag des anderen Ehegatten und dieser neue Antrag nicht auf den bereits anhängigen Antrag Bezug nimmt.
	

	3Werden mit einer Scheidungssache Folgesachen im Sinne von § 137 Absatz 2 und 3 FamFG gleichzeitig anhängig, so sind die Sachen nur unter einer Nummer zu erfassen.
	§ 27 (3) 1Folgesachen nach § 137 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 FamFG werden nicht gesondert registriert.

	4Die Neuerfassung von Folgesachen nach § 137 Absatz 3 FamFG unterbleibt auch dann, wenn bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung in der Scheidungssache weitere Anträge (Folgesachen) in das Verfahren eingeführt werden.
	§ 27 (3) 1Folgesachen nach § 137 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 FamFG werden nicht gesondert registriert.

	2.	Wird ein Verfahren von einem anderen Verfahren abgetrennt, behält eines der Verfahren das bisherige Aktenzeichen, das andere Verfahren wird neu erfasst.
	§ 7 (2) 1Für ein abgetrenntes Verfahren ist ein neues Aktenzeichen zu vergeben.

	3.	Neu zu erfassen sind auch Vermittlungsverfahren nach § 165 FamFG.
	entbehrlich

	4.	Die (Neu)Erfassung unterbleibt
	§ 2 (1) 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gericht oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend…

	a)	bei Einspruch gegen eine Versäumnisentscheidung (§ 143 FamFG),
	§ 2 (1) 3…
5.	Rechtsbehelfe,

	b)	bei Verfahren, die durch Beschluss in der Instanz beendet worden sind und zur erneuten Verhandlung und Entscheidung aus der Beschwerdeinstanz zurückverwiesen werden,
	§ 2 (1) 3…
9.	Fortführung nach Zurückverweisung, wenn derselbe Spruchkörper tätig wird,

	c)	in Fällen der Abtrennung von Folgesachen nach § 137 Absatz 2 FamFG gemäß § 140 Absatz 2 und 3 FamFG sowie in Fällen der selbständigen Fortführung von Folgesachen bei Rücknahme des Scheidungsantrags (§ 141 FamFG) oder Abweisung des Scheidungsantrags (§ 142 Absatz 2 FamFG), dies gilt nicht für Folgesachen nach § 137 Absatz 3 FamFG sowie Folgesachen in den Fällen des Artikel 111 Absatz 4 Satz 2 des FGG-Reformgesetzes,
	§ 27 (3) 1Folgesachen nach § 137 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 FamFG werden nicht gesondert registriert.

	d)	bei Eingang eines Antrags auf Verfahrenskostenhilfe oder eines eingehenden Ersuchens um grenzüberschreitende Verfahrenskostenhilfe (§ 1078 ZPO), sofern die Sache bereits anhängig ist oder gleichzeitig anhängig wird,
	§ 2 (1) 3…
1.	Prozess- und Verfahrenskostenhilfe,

§ 16 1Ein selbstständiger Antrag auf Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ist unter dem Registerzeichen zu registrieren, unter dem das spätere Verfahren zu registrieren wäre. 2Geht das betreffende Verfahren gleichzeitig oder später ein, ist es nicht zusätzlich zu registrieren. 3Satz 1 und 2 gelten auch für ein selbstständiges Ersuchen um grenzüberschreitende Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe.

	e)	bei Eingang eines Antrags, sofern für die Sache bereits ein Antrag auf Verfahrenskostenhilfe oder ein eingehendes Ersuchen um grenzüberschreitende Verfahrenskostenhilfe (§ 1078 ZPO) läuft oder durch Beschluss erledigt worden ist; ist gegen den ablehnenden Beschluss des Gerichts Beschwerde eingelegt worden, unterbleibt die Neuerfassung auch dann, wenn der Antrag nach Erledigung der Beschwerde eingeht,
	

	f)	bei Anträgen aufgrund der Bestimmungen über die Vollstreckung deutscher Vollstreckungstitel im Ausland,
	Statistik

	g)	bei allen unter FH zu erfassenden Anträgen, wenn die Hauptsache bereits anhängig ist oder gleichzeitig anhängig wird.
	Statistik

	5.	1Wird ein Verfahren fortgesetzt, nachdem die Sache als erledigt weggelegt worden ist, ist das Verfahren nicht neu zu erfassen; die Weiterführung ist lediglich z.B. durch Erfassung des Eingangsdatums des Schriftsatzes, durch den das Verfahren seinen Fortgang nimmt, kenntlich zu machen.
	§ 2 (1) 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gericht oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend …
8.	Fortführung nach Aussetzung, Nichtbetrieb, Ruhen oder Unterbrechung,
9.	Fortführung nach Zurückverweisung, wenn derselbe Spruchkörper tätig wird,

	2Die bisher erfassten Daten sind für die laufende Bearbeitung unter Hinweis auf die Fortsetzung zugänglich zu machen.
	Geschäftsstellenautomationsprogramme

	6.	1Ist ein Mahnverfahren vorangegangen, so ist der Tag des Eingangs bei der Geschäftsstelle des Gerichts, das mit der Familiensache befasst wird, zu erfassen.
	§ 27 (11) 1Ist ein Mahnverfahren vorausgegangen, ist grundsätzlich der Tag des Eingangs des Widerspruchs oder des Einspruchs bei dem Familiengericht zu vermerken. 2Hat bei Eingang des Widerspruchs noch kein Antrag auf Durchführung der mündlichen Verhandlung vorgelegen, ist das Datum des Eingangs des Antrags auf Durchführung der mündlichen Verhandlung anzugeben. 3Ist ein Europäisches Mahnverfahren vorausgegangen, ist der Tag zu vermerken, an dem die Bezeichnung des für die Durchführung der Familienstreitsache zuständigen Gerichts eingegangen ist. 4Die Dokumente des abgegebenen Mahnverfahrens sind zur Akte des Familiengerichts zu nehmen.

	2Hat die Geschäftsstelle des Familiengerichts auch das vorangegangene Mahnverfahren erfasst, ist der Tag der Erfassung bei dem Mahngericht (§ 12 Abs. 4) anzugeben.
	

	7.	Bei den Verfahren auf einstweilige Anordnung ist zu vermerken, ob zusätzlich ein Hauptsacheverfahren anhängig gemacht wurde.
	§ 27 (2) 1Hauptsacheverfahren und Verfahren der einstweiligen Anordnung sind jeweils gesondert zu registrieren.

	8.	1Angelegenheiten, die mehrere Geschwister gemeinsam betreffen, sind - außer im Fall des § 179 Abs. 2 FamFG - unter einer Nummer zu erfassen.
	§ 27 (2) 2Familiensachen, die mehrere Geschwister gemeinsam betreffen, sind mit Ausnahme von Abstammungssachen nur unter einem Aktenzeichen zu registrieren. 

	2Angelegenheiten nach Satz 1 mehrerer Halb- bzw. Stiefgeschwister sind dagegen unter einer besonderen Nummer zu erfassen.
	§ 27 (2) 3Familiensachen, die mehrere Halb- oder Stiefgeschwister betreffen, sind jeweils gesondert zu registrieren.

	3Die in § 13a Abs. 3 genannten Verfahren über den Unterhalt Minderjähriger werden entsprechend der Regelung des § 1 Abs. 1 Satz 2 erfasst.
	Statistik

	9.	1Geht eine Pflegschaft oder andere familiengerichtliche Angelegenheit in eine Vormundschaft über oder umgekehrt, ist die Sache neu zu erfassen.
	§ 27 (4) 3Eine Pflegschaft, die in einer bereits anhängigen Vormundschaft oder 
Pflegschaft oder als weitere selbstständige Pflegschaft neben einer schon bestehenden angeordnet wird, ist neu zu registrieren.

	2Das neue Aktenzeichen ist (z.B. bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben) zu erfassen.
	§ 27 (10) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
7.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	3Die Akten werden unter dem neuen Aktenzeichen geführt.
	§ 27 (4) 3Eine Pflegschaft, die in einer bereits anhängigen Vormundschaft oder Pflegschaft oder als weitere selbstständige Pflegschaft neben einer schon bestehenden angeordnet wird, ist neu zu registrieren.

	4Geht eine Vormundschaft, Pflegschaft oder andere familiengerichtliche Angelegenheit in eine Betreuung über, ist nach Erfassung der Sache als Betreuungssache nach Maßgabe der Liste 7b das Aktenzeichen des Betreuungsverfahrens bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben zu erfassen.
	§ 27 (4) 1Alle Vormundschafts-, Pflegschafts- und Unterbringungssachen sowie Anträge auf familiengerichtliche Genehmigungen, die dieselbe Person betreffen, bilden einen Geschäftsvorgang nach § 2 Absatz 1 Satz 1. 
2Abweichend von Satz 1 kann bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung neu registriert werden:
1.	eine Vormundschaft, wenn der Rechtspfleger erstmals mit ihr befasst wird, 
2.	eine Vormundschaft, wenn eine Pflegschaft oder andere familiengerichtliche Angelegenheit vorausgegangen ist, 
3.	eine Pflegschaft, die in einer bereits anhängigen Vormundschaft oder Pflegschaft oder als weitere selbstständige Pflegschaft neben einer schon bestehenden angeordnet wird,
4.	Anträge auf familiengerichtliche Genehmigung in einer anhängigen Vormundschafts- oder Pflegschaftssache, 
5.	Anträge auf Genehmigung einer freiheitsentziehenden Unterbringung oder einer freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1795 Absatz 1 Satz 3, § 1813 Absatz 1 in Verbindung mit § 1631b BGB,
6.	Anordnung oder Genehmigung einer freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1631b Absatz 2 BGB oder nach den Landesgesetzen über die Unterbringung psychisch Kranker in einer anhängigen Unterbringungssache.
3Trotz Neuregistrierung nach Satz 2 kann auf das Anlegen von weiteren Papierakten für dieselbe Person verzichtet werden.

	10.	Pflegschaften, die in bereits anhängigen Vormundschaften oder 
Pflegschaften oder die als weitere selbständige Pflegschaft neben einer schon 
bestehenden angeordnet werden, sind neu zu erfassen.
	§ 27 (4) 3Eine Pflegschaft, die in einer bereits anhängigen Vormundschaft oder 
Pflegschaft oder als weitere selbstständige Pflegschaft neben einer schon 
bestehenden angeordnet wird, ist neu zu registrieren

	11.	1Sämtliche sich auf eine Adoption beziehende Vorgänge werden, auch wenn sie die gleichzeitige Annahme mehrerer Kinder betreffen, unter einem Registerzeichen in einem Aktenstück geführt.
	§ 27 (2) 2Familiensachen, die mehrere Geschwister gemeinsam betreffen, sind mit Ausnahme von Abstammungssachen nur unter einem Aktenzeichen zu registrieren. 3Familiensachen, die mehrere Halb- oder Stiefgeschwister betreffen, sind jeweils gesondert zu registrieren

	2Anträge auf Aufhebung eines Annahmeverhältnisses sind unter einer neuen Nummer zu erfassen.
	§ 27 (4) 1Alle Vormundschafts-, Pflegschafts- und Unterbringungssachen sowie Anträge auf familiengerichtliche Genehmigungen, die dieselbe Person betreffen, bilden einen Geschäftsvorgang nach § 2 Absatz 1 Satz 1. 
2Abweichend von Satz 1 kann bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung neu registriert werden:
1.	eine Vormundschaft, wenn der Rechtspfleger erstmals mit ihr befasst wird, 
2.	eine Vormundschaft, wenn eine Pflegschaft oder andere familiengerichtliche Angelegenheit vorausgegangen ist, 
3.	eine Pflegschaft, die in einer bereits anhängigen Vormundschaft oder Pflegschaft oder als weitere selbstständige Pflegschaft neben einer schon bestehenden angeordnet wird,
4.	Anträge auf familiengerichtliche Genehmigung in einer anhängigen Vormundschafts- oder Pflegschaftssache, 
5.	Anträge auf Genehmigung einer freiheitsentziehenden Unterbringung oder einer freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1795 Absatz 1 Satz 3, § 1813 Absatz 1 in Verbindung mit § 1631b BGB,
6.	Anordnung oder Genehmigung einer freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1631b Absatz 2 BGB oder nach den Landesgesetzen über die Unterbringung psychisch Kranker in einer anhängigen Unterbringungssache.
3Trotz Neuregistrierung nach Satz 2 kann auf das Anlegen von weiteren Papierakten für dieselbe Person verzichtet werden.

	12.	1Unter „Verfahrensgegenstand“ ist die Angelegenheit (ggf. in abgekürzter Form oder durch Angabe der verfahrensbestimmenden Vorschriften) zu bezeichnen.
	Statistik

	2Familiengerichtliche Genehmigungen im Rahmen von Ergänzungspflegschaften für einzelne Rechtshandlungen, familiengerichtliche Genehmigungen im Rahmen von Vormundschaften oder Pflegschaften und familiengerichtliche Genehmigungen in sonstigen Fällen sind jeweils gesondert zu kennzeichnen.
	§ 27 (4) 4Anträge auf familiengerichtliche Genehmigung in einer anhängigen Vormundschafts- oder Pflegschaftssache sind mit Ausnahme der Anträge auf Genehmigung einer freiheitsentziehenden Unterbringung oder einer freiheitsentziehenden Maßnahme nach §§ 1800, 1915 in Verbindung mit § 1631b BGB nicht erneut zu registrieren.

	3Bei den Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz ist die verfahrensbestimmende Vorschrift anzugeben.
	Statistik

	13.	Sachen, in denen eine Unterbringungsmaßnahme nach § 151 Nr. 6 FamFG genehmigt worden ist oder eine Unterbringung nach § 151 Nr. 7 FamFG angeordnet wurde, sind als Unterbringungsmaßnahme zu kennzeichnen.
	§ 27 (8) 1Akten, in denen eine freiheitsentziehende Unterbringung oder eine freiheitsentziehende Maßnahme genehmigt oder angeordnet worden ist, sind auf ihrem Umschlag besonders zu kennzeichnen. 2Der jeweils nächste Prüfungstermin ist an deutlich sichtbarer Stelle zu vermerken. 3§ 3 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 4Die Fristen sind gesondert nach § 6 Absatz 1 Satz 1 zu vermerken.

	14.	Anträge nach dem EG-Prozesskostenhilfegesetz, auch soweit sie nicht gesondert zu erfassen sind, sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	15.	Anträge auf Vollstreckbarerklärung einer Entscheidung über die elterliche Verantwortung nach VO (EG) Nummer 2201/2003, 
die Vollstreckung einer Entscheidung über das Umgangsrecht nach Artikel 41 VO (EG) Nummer 2201/2003, 
die Vollstreckung einer Entscheidung auf Rückgabe des Kindes nach Artikel 42 VO (EG) Nummer 2201/2003, 
die Bescheinigung nach Artikel 41 und 42 VO (EG) Nummer 2201/2003 und 
die Anträge auf Bestätigung inländischer Titel als Vollstreckungstitel nach § 1079 Nummer 1 ZPO 
sind jeweils besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	16.	Bei den nicht über Verfahrenserhebungen erfassten Verfahren in Familiensachen und bei den Anträgen außerhalb eines Verfahrens in Familiensachen (FH) sind die Abgaben innerhalb des Gerichts besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Muster 29 (§§ 13 Abs. 6, § 13a Abs. 6)
	

	Verhandlungskalender für Zivil- und Familiensachen
	§ 6 (3) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen. 2In das Terminverzeichnis sind vorbehaltlich besonderer Regelungen aufzunehmen:

	1.	Laufende Nummer für jeden Tag
	

	2.	Aktenzeichen
	6.	das Aktenzeichen,

	3.	Name
a)	des Antragstellers (Klägers)
b)	des Antragsgegners (Beklagten)
	8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	4.	Terminsstunde
	2.	das Datum,
5.	die Uhrzeit,

	5.	Name des Prozess- bzw. Verfahrensbevollmächtigten
a)	des Antragstellers (Klägers)
b)	des Antragsgegners (Beklagten)
	8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	6.	Neuer Termin ist anberaumt auf
	

	7.	Das Urteil, die Entscheidung nach Lage der Akten ist zur Geschäftsstelle gekommen am
	§ 6 (5) 1In Zivil-, Familien- und Strafsachen soll nach Abschluss einer Sitzung deren 
Ergebnis im zugelassenen Programm vermerkt werden. 2Bei Verkündung eines Urteils oder eines Beschlusses ist auch das Datum des Eingangs des vollständig abgefassten Urteils oder des Beschlusses in der Geschäftsstelle des Gerichts zu vermerken.

	8.	Bemerkungen
	

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Spalten 1 bis 5 sind sogleich nach Terminsbestimmungen auszufüllen; werden die Namen der Prozess- bzw. Verfahrensbevollmächtigten erst später bekannt, so sind sie alsbald nachzutragen. Der Behördenleiter kann anordnen, dass die Spalten 5a und 5b unausgefüllt bleiben.
	entbehrlich

	2.	Bei Anberaumung eines lediglich zur Verkündung einer Entscheidung bestimmten Termins ist dem Datum in Spalte 6 der Vermerk "VT" hinzuzusetzen. Der Verkündungstermin selbst ist in Spalte 1 durch "VT" zu kennzeichnen.
	entbehrlich

	3.	(Aufgehoben)
	

	4.	In Spalte 7 sind nur streitige, mit Tatbestand und Entscheidungsgründen versehene Urteile (§ 313 ZPO) einzutragen. In Sachen, in denen kein streitiges Urteil oder keine Entscheidung nach Lage der Akten ergangen ist, ist alsbald nach Bekanntwerden des Terminsergebnisses in Spalte 7 ein Schrägstrich (/) einzustellen.
	§ 6 (5) 1In Zivil-, Familien- und Strafsachen soll nach Abschluss einer Sitzung deren 
Ergebnis im zugelassenen Programm vermerkt werden. 2Bei Verkündung eines Urteils oder eines Beschlusses ist auch das Datum des Eingangs des vollständig abgefassten Urteils oder des Beschlusses in der Geschäftsstelle des Gerichts zu vermerken.
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